
vor allem um Betriebe, die von den gesellschaftlichen Organisationen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben geschaffen und unterhalten werden, z. B.

ARTIKEL 10 Verlage der politischen Parteien. Sozialistisches Eigentum sind auch 
die Heime des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes.

Die Einrichtungen und Betriebe der gesellschaftlichen Organisa­
tionen werden in der Regel von Organen der jeweiligen gesellschaft­
lichen Organisation geleitet. Hinsichtlich ihrer ökonomischen Tätigkeit, 
der Materialversorgung usw. sind sie in die zentrale staatliche Planung 
und Leitung einbezogen.

3. Im Absatz 2 werden der sozialistische Staat und seine Bürger 
verpflichtet, das sozialistische Eigentum zu schützen und zu mehren. 
Das bedeutet die Verpflichtung, durch die staatliche Planung und Lei­
tung, durch die Produktions- und Geschäftstätigkeit der Warenprodu­
zenten, durch schöpferische Arbeit und Mitwirkung aller Bürger das 
sozialistische Eigentum mit dem Ziel höchster Ergebnisse zu nutzen und 
zu vergrößern. Dieses Verfassungsgebot des Schutzes und der Meh­
rung des sozialistischen Eigentums ist Ausdruck der Erkenntnis, daß 
davon wesentlich der gesellschaftliche Fortschritt und vor allem auch 
die planmäßige Steigerung des Lebensstandards jedes einzelnen Bür­
gers abhängen. Die Bestimmung des Absatzes 2 enthält das Gebot für 
die staatlichen Organe und alle Bürger, keinerlei Beeinträchtigung des 
sozialistischen Eigentums als der ökonomischen Grundlage der sozia­
listischen Gesellschaft zuzulassen und den zuverlässigen Schutz des 
sozialistischen Eigentums vor jeglicher Beschädigung, Vergeudung 
oder Vernichtung zu gewährleisten. Diese Festlegung bildet die ver­
fassungsmäßige Grundlage der Strafbestimmungen zum Schutze des 
sozialistischen Eigentums und der Volkswirtschaft.
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